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Beschlussprotokoll 
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1. Rot-grüne Umsetzung der schuli-
schen Inklusion ohne Qualitätsstan-
dards gefährdet Lernerfolg für alle 
Kinder und überfordert die Lehrkräf-
te 

 
Aktuelle Stunde 
auf Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/8703 

 
 

 Die Aktuelle Stunde wurde durchge-
führt.  

2. Gesetz zum Bürokratieabbau in den 
Kommunen - Kommunales Bürokra-
tieabbaugesetz 

 
Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/8649 
 
1. Lesung 

 

 Der Gesetzentwurf - Drucksache 
16/8649 - wurde nach Beratung ein-
stimmig an den Ausschuss für Kom-
munalpolitik - federführend - sowie an 
den Haushalts- und Finanzausschuss 
überwiesen.  
 

3. Arbeit und Ausbildung sind Schlüs-
sel zur Integration – Neue Möglich-
keiten des Arbeitsmarktzugangs für 
Flüchtlinge effektiv nutzen, Förde-
rungslücken schließen 

 
Antrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/8656 
 
Entschließungsantrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/8743 

 

 Der Antrag - Drucksache 16/8656 - 
wurde einschließlich des Entschlie-
ßungsantrags - Drucksache 16/8743 - 
nach Beratung einstimmig an den Aus-
schuss für Arbeit, Gesundheit und So-
ziales - federführend -, an den Aus-
schuss für Frauen, Gleichstellung und 
Emanzipation, an den Innenausschuss 
sowie an den Integrationsausschuss 
überwiesen; die abschließende Ab-
stimmung soll im federführenden Aus-
schuss in öffentlicher Sitzung erfolgen. 
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4. Einrichtung eines Hilfsfonds für Op-
fer von Unrecht und Misshandlungen 
in Einrichtungen der Behindertenhil-
fe und Psychiatrie in den Jahren 
1949 – 1990 

 
Antrag 
der Fraktion der SPD  
der Fraktion der CDU 
der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN  
der Fraktion der FDP und 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/8636 (Neudruck) 

 
 

 Der Antrag - Drucksache 16/8636 
(Neudruck) - wurde nach Beratung in 
direkter Abstimmung einstimmig ange-
nommen.  

5. Die nordrhein-westfälische Landes-
regierung in der Pflicht: Der drohen-
den Entmachtung der deutschen 
Landesdatenschutzbeauftragten im 
Zuge der EU-Datenschutzreform ent-
gegentreten 

 
Antrag 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/8637 

 
 

 Der Antrag - Drucksache 16/8637 - 
wurde nach Beratung in direkter Ab-
stimmung mit den Stimmen der Frakti-
onen von SPD, CDU und GRÜNEN 
gegen die Stimmen der Fraktion der 
PIRATEN bei Enthaltung der Fraktion 
der FDP abgelehnt.  

6. Planungsgrundsätze für den Lan-
deshochschulentwicklungsplan 
 

Antrag 
des Ministeriums für Innovation, 
Wissenschaft und Forschung 
gemäß § 6 Absatz 2 
Hochschulgesetz 
Vorlage 16/2594 
 
Beschlussempfehlung  
und Bericht 
des Ausschusses für Innovation, 
Wissenschaft und Forschung 
Drucksache 16/8658 
 
Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/8730 

 
 

 Entsprechend der Beschlussempfeh-
lung - Drucksache 16/8658 - wurde mit 
den Stimmen der Fraktionen von SPD 
und GRÜNEN gegen die Stimmen der 
Fraktionen von CDU und FDP bei Ent-
haltung der Fraktion der PIRATEN be-
schlossen, die mit Vorlage 16/2594 
beantragte Billigung zu erteilen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Entschließungsantrag - Drucksa-
che 16/8730 - wurde mit den Stimmen 
der Fraktionen von SPD und GRÜNEN 
gegen die Stimmen der Fraktionen von 
CDU, FDP und PIRATEN angenom-
men.  
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7. Die besonderen Beziehungen auch in 
Zukunft pflegen: Nordrhein-
Westfalen erinnert an die Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen zwi-
schen der Bundesrepublik Deutsch-
land und dem Staat Israel vor 50 Jah-
ren 

 
Antrag 
der Fraktion der SPD  
der Fraktion der CDU 
der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 
der Fraktion der FDP und  
der Fraktion der PIRATEN  
Drucksache 16/8641 (Neudruck) 

 
 

 Der Antrag - Drucksache 16/8641 
(Neudruck) - wurde nach Beratung in 
direkter Abstimmung einstimmig ange-
nommen.  

8. Gut lesbare verbundene Handschrift 
der Kinder am Ende der Grundschul-
zeit sicherstellen 

 
Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/7155 
 
Beschlussempfehlung 
und Bericht 
des Ausschusses für Schule  
und Weiterbildung 
Drucksache 16/8662 

 
 

 Der Antrag - Drucksache 16/7155 - 
wurde entsprechend der Beschluss-
empfehlung - Drucksache 16/8662 - 
mit den Stimmen der Fraktionen von 
SPD, GRÜNEN und PIRATEN gegen 
die Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP abgelehnt.  

9. Die Chancen der Digitalisierung im 
Wissenschaftsbereich nutzen – digi-
tales Lernen fördern statt ignorieren  
 

Antrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/8646 

 
 

 Der Antrag - Drucksache 16/8646 - 
wurde nach Beratung einstimmig an 
den Ausschuss für Innovation, Wissen-
schaft und Forschung überwiesen; die 
abschließende Abstimmung soll dort in 
öffentlicher Sitzung erfolgen. 
 

10. Nordrhein-Westfalens Wirtschaft 
braucht Freihandel – Wachstums-
chancen von TTIP nutzen 

 
Antrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/8644 

 
 

 Der Antrag - Drucksache 16/8644 - 
wurde nach Beratung einstimmig an 
den Ausschuss für Wirtschaft, Energie, 
Industrie, Mittelstand und Handwerk  
- federführend - sowie an den Aus-
schuss für Europa und Eine Welt 
überwiesen; die abschließende Ab-
stimmung soll im federführenden Aus-
schuss in öffentlicher Sitzung erfolgen. 
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11. Landesregierung muss innovative 
Modelle zur Finanzierung und zum 
Bau von Bundesfernstraßenprojek-
ten voranbringen 

 
Antrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/8643 

 
 

 Der Antrag - Drucksache 16/8643 - 
wurde einstimmig an den Ausschuss 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung 
und Verkehr überwiesen; Aussprache 
und Abstimmung sollen nach Vorlage 
der Beschlussempfehlung erfolgen. 
 
 

12. Nordrhein-Westfalen braucht schnel-
les Internet – Bürgerschaftliches En-
gagement beim Breitbandausbau 
stärken und fördern 

 
Antrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/8647 

 
 

 Der Antrag - Drucksache 16/8647 - 
wurde nach Beratung einstimmig an 
den Ausschuss für Wirtschaft, Energie, 
Industrie, Mittelstand und Handwerk 
überwiesen; die abschließende Ab-
stimmung soll dort in öffentlicher Sit-
zung erfolgen. 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
……….…………………………… 

Präsidentin 
 

……………………………………….   ……………………………………………
 Schriftführer/in     Schriftführer/in 

 


